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LEBEN IN SOLIDARITÄT: Eine EGÖD-
Grundsatzpolitik für soziale Dienste in Europa 

 

1. WAS SIND SOZIALE DIENSTE? 

 
Im vorliegenden Bericht bezieht sich der Terminus "soziale Dienste" auf die 
personenbezogene Erbringung von Pflege- und Betreuungsleistungen, die die individuelle und 
soziale Interaktion von Menschen sowie deren persönliche Autonomie zum Nutzen dieser 
betroffenen Menschen und zum Nutzen der Gesellschaft insgesamt verbessern.  

Diese sozialen Dienste sind Teil eines übergeordneten Versorgungs- und 
Betreuungsangebots, das in seiner Gesamtheit die wirtschaftliche und soziale Einbindung 
aller europäischen Bürger fördert und ihre Chancen auf ein würdiges und befriedigendes 
Leben erhöht. Politische Maßnahmen in den Bereichen Beschäftigung, Ausbildung, Berufs- 
und Weiterbildung, soziale Sicherheit, soziale Dienste, öffentliches Verkehrswesen, 
Gesundheitswesen, Kinderbetreuung und Wohnungsbau sowie Freizeitangebote wie 
Büchereien und Sportanlagen müssen sich gegenseitig zu einem Gesamtgefüge ergänzen, 
das den gesellschaftlichen Zusammenhalt fördert. Diese Dienste sollten den Zugang zum 
Arbeitsmarkt verbessern und dafür sorgen, daß Menschen, die aus welchen Gründen auch 
immer diesen Zugang zum Arbeitsmarkt nicht haben, vor der Gefahr einer sozialen 
Ausgrenzung geschützt werden.  

Soziale Dienste können für einzelne Personen, Familien oder gesellschaftliche Gruppen 
entweder innerhalb der Gemeinschaft oder innerhalb von institutionellen Einrichtungen von 
Menschen erbracht werden, die dafür ganz unterschiedliche Fähigkeiten und Qualifikationen 
mitbringen. Sie können auf diejenigen abgestimmt sein, die diese Art von Betreuung 
benötigen, oder auf diejenigen, die sie in informeller Weise erbringen - z.B. pflegende 
Familienangehörige und Laienpfleger. Zwischen Gesundheits- und Sozialwesen bestehen 
äußerst enge und wichtige Verbindungen, da eine Trennlinie zwischen Gesundheits- und 
Sozialfürsorge selten streng gezogen werden kann. 

Soziale Dienste können in unterschiedlichen Situationen erbracht werden:  

• präventiv - zur Verringerung des Krisenrisikos und der Notwendigkeit konkreter 
Maßnahmen; 

• rehabilitierend - Unterstützung von Personen bei der Überwindung kritischer 
Lebensabschnitte und bei der Wiederherstellung ihrer Autonomie; 

• akut - gezielte Soforthilfe in kritischen, oft risikobehafteten Situationen. 

Soziale Dienstleistungen werden von Menschen mit ganz unterschiedlichen Qualifikationen 
erbracht, dazu zählen u.a. SozialarbeiterInnen, SozialpflegerInnen, mobile Pflegedienste und 
das Personal in Heimen und Institutionen.  

SozialarbeiterInnen sind im Normalfall qualifizierte Fachkräfte, die neben ihren Fähigkeiten in 
den Bereichen Bewertung und Planung auch in der Praxis mit Rat und Tat zur Seite stehen. 
Von ihren Fähigkeiten her sind sie flexibel einsetzbar, wobei ihr Tätigkeitsschwerpunkt jedoch 
auf der direkten Arbeit mit verschiedenen, oft benachteiligten Randgruppen liegt und diese 
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Betreuung ein hohes Maß an Einfühlungsvermögen und Respekt diesen Menschen 
gegenüber erfordert. Zu den Aufgaben von SozialarbeiterInnen gehören:  

• Bewertung der individuellen Bedürfnisse und Lebenssituationen von Menschen 
einschließlich der Bewertung potentieller Risiken; 

• Zusammenarbeit mit Klienten zur Durchführung von Plänen und Strategien, um 
gemeinsame Ziele zu definieren und zu erreichen; 

• Netzwerk-Arbeit mit einer Vielzahl von Akteuren aus dem Öffentlichen Sektor, den 
freiwilligen Hilfsorganisationen und manchmal auch aus der Privatwirtschaft, um die 
Unterstützung der Klienten zu koordinieren. 

Andere Erbringer sozialer Dienste bieten eine individuelle, persönliche Unterstützung sowie 
die körperliche und seelische Betreuung für unterschiedliche Personenkreise. 

Neben der einzelnen Personen zugedachten Unterstützung spielen soziale Dienste ebenfalls 
eine wichtige Rolle im "Kapazitätsaufbau" innerhalb einer Gemeinde. Kapazitätsaufbau wurde 
von der Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen als die 
Einsetzung von Systemen definiert, um Menschen in benachteiligten Regionen dabei zu 
helfen, die durch Arbeitslosigkeit, Armut und soziale Ausgrenzung bedingten 
Herausforderungen besser meistern zu können. 

Der Beitrag der sozialen Dienste zum Kapazitätsaufbau kann folgende Punkte beinhalten: 

• Aufbau persönlicher sozialer Netzwerke für Randgruppenmitglieder; 

• Organisation von Aktionen für gegenseitige Hilfe und Unterstützung; 

• Minderung der Notlage von Einzelpersonen und Familien durch Erbringen direkter 
Betreuung und Hilfen für abhängige Kinder und Erwachsene; 

• Hilfen beim Aufbau einer alternativen Bürgerbewegung als Gegengewicht zu Macht und 
Einfluß von Konzernen und Institutionen; 

• Unterstützung und Beratung von in Armut lebenden Menschen bei der Erschließung 
zusätzlicher finanzieller und sonstiger Hilfen. 

Durch den Aufbau und die Unterstützung von Allianzen mit unterprivilegierten Randgruppen 
können soziale Dienste einzelne Personen bei ihrer Rehabilitation unterstützen und in 
Rückstand geratene Gemeinschaften wieder aufbauen. 

Durch Bereitstellung eines unterstützenden Basis, die den Menschen eine aktivere Teilnahme 
am sozialen Leben ermöglicht, und durch Begrenzung der Schäden, die durch Verluste und 
Ungleichheiten entstehen, können diese sozialen Dienste einen Ausgleich gegenüber anderen 
wirtschaftlichen und sozialen Kosten schaffen, wie sie z.B. durch eine erhöhte 
Verbrechensrate, soziale Unruhen, gesellschaftsschädigendes Verhalten, elterliches 
Versagen und Krankenhausaufenthalte verursacht werden. 

Vor diesem Hintergrund kann es sich Europa nicht leisten, auf den Aufbau eines in sich 
schlüssigen Systems aufeinander abgestimmter sozialer Dienste zu verzichten. 

 
 
 
 
 
 
 

2. WER BRAUCHT SOZIALE DIENSTE? DIE WACHSENDE 
NACHFRAGE 
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Die Klienten, die soziale Dienste in Anspruch nehmen, stellen keine statische Gruppe dar. 
Jeder Mensch braucht in bestimmten Lebensabschnitten Betreuung und Unterstützung. 
Während der Kindheit, im hohen Alter und bei Krankheit sind wir alle darauf angewiesen, daß 
sich andere Menschen um uns kümmern.  

In erster Linie werden diese persönlichen Unterstützungs- und Betreuungsaufgaben von 
Familienangehörigen, Freunden und Nachbarn wahrgenommen. Allerdings bricht der 
Familienzusammenhalt in der heutigen Zeit immer öfter auseinander, so daß 
Familienmitglieder immer weniger dazu in der Lage sind, tagtäglich zuverlässige 
Pflegeleistungen zu erbringen.  

Diese formlosen Betreuungsnetzwerke müssen durch ein System professioneller 
Unterstützungseinrichtungen ergänzt werden, wenn sie langfristig stabil bleiben sollen. Gut 
durchdachte präventive soziale Dienste können Menschen in die Lage versetzen, ihr eigenes 
Leben weiterhin selbst in die Hand zu nehmen und dabei in ihrer gewohnten Umgebung zu 
bleiben; und sie können die Familien und die inoffiziellen Betreuungsnetzwerke stärken. 

Wenn die Anforderungssituation der betreuungsbedürftigen Menschen die Kapazitäten und 
auch die Fähigkeiten dieser inoffiziellen Netzwerke überschreitet, muß ein Rückgriff auf eine 
qualitativ hochwertige staatlich organisierte Betreuung möglich sein. Einige Menschen werden 
ebenfalls Phasen besonderer Verletzlichkeit infolge psychischer Belastungen, ernster 
Erkrankungen, vorübergehender oder dauerhafter Behinderungen oder Problemen mit Drogen 
oder Alkohol erleben. Während dieser Perioden brauchen sie die Hilfe von spezialisierten 
Diensten, die ihnen in ihrer konkreten Notlage helfen und ihnen ihr Selbstvertrauen 
zurückgeben.  

Die sozialen Bedürfnisse der Menschen hängen in erster Linie von ihren wirtschaftlichen und 
sozialen Lebensumständen ab. Die Nachfrage nach sozialen Diensten wird besonders in 
Gemeinschaften hoch sein, die extremen Streßsituationen ausgesetzt sind. Die zur Zeit in 
Europa stattfindenden Veränderungen bewirken bei einer wachsenden Minderheit eine 
steigende Streßbelastung, die sich in einer Zunahme der seelischen Erkrankungen und 
insbesondere des Drogenmißbrauchs manifestiert. 

Die meisten von uns werden eine zusätzliche Betreuung nur über einen bestimmten Zeitraum 
benötigen. Die schwächsten Mitglieder unserer Gesellschaft haben jedoch mit einer Vielzahl 
von Problemen über einen Zeitraum von vielen Jahren zu kämpfen. Eine der wichtigsten 
Aufgaben sozialer Dienste besteht darin, Menschen in Krisensituationen davor zu bewahren, 
in eine Abwärtsspirale zu geraten, die ihre Schwierigkeiten nur noch verstärkt und dazu führt, 
daß sie endgültig die Kontrolle über ihr Leben verlieren. 

Mitglieder ethnischer Minderheiten sind im Vergleich zu ihren Gastgemeinden im allgemeinen 
wirtschaftlich und sozial benachteiligt. Die Arbeitslosenquote ist bei ihnen höher, und auch die 
Wohnverhältnisse sind meistens schlechter. Es wurde oft behauptet, daß diese Minderheiten 
"sich schon um sich selbst kümmern werden", aber die Wirklichkeit zeigt, daß sie viel 
weniger als andere Bevölkerungsgruppen auf örtlich funktionierende Netzwerke aus Familien, 
Freunden und Nachbarn zurückgreifen können. Diese Leute stehen oftmals unter 
zusätzlichen Belastungen aufgrund von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, und wenn es 
sich um Asylbewerber oder Flüchtlinge handelt, dann haben sie oft traumatische Erlebnisse 
in ihren Heimatländern hinter sich. 

Soziale Dienste für die Mitglieder von Minderheiten müssen die bestehenden sprachlichen 
und kulturellen Differenzen vorbehaltlos berücksichtigen, wenn sie für die Mitglieder dieser 
Minderheiten nutzbar und erreichbar sein wollen. Diese Dienste dürfen nicht mit der 
Forderung verbunden werden, daß sich diese Menschen erst "integrieren" müssen, um sich 
einen Anspruch auf diese Dienste zu erwerben.  

Folgende Gruppierungen innerhalb unserer Gesellschaft können auf soziale Unterstützung 
angewiesen sein: 
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• ältere Menschen, die physische Pflege und Betreuung brauchen 

• Menschen mit körperlichen Behinderungen 

• Menschen mit Lernschwierigkeiten oder geistigen Behinderungen 

• Menschen mit Alkohol- oder Drogenproblemen 

• Menschen mit seelischen Erkrankungen 

• Flüchtlinge und Asylbewerber 

• Menschen in besonderen Bedürfnislagen aufgrund von Erkrankungen wie HIV 

• Kinder mit Behinderungen sowie deren Familienangehörige 

• Kinder mit seelischen Problemen oder Verhaltensstörungen einschließlich kriminellen 
Verhaltens sowie ihre Familien 

• Obdachlose 

• Kinder, denen Vernachlässigung oder Mißhandlung droht, sowie deren Familien 

• Menschen in persönlichen Krisensituationen, die durch traumatische Erlebnisse wie 
Unglücksfälle, Verbrechen oder schwere Verluste ausgelöst wurden. 

Die Hospiz-Bewegung und die Erfahrungen von Menschen mit AIDS haben uns für die 
Bedürfnisse von Menschen sensibilisiert, die dem Tod nahe sind. Die sich verändernden 
Familienstrukturen und Beschäftigungssituationen bringen ein größeres Bedürfnis nach 
humaner und einfühlsamer Betreuung von Sterbenden mit sich. 

 

3. SOZIALE DIENSTE IN DER EUROPÄISCHEN UNION 

 
Demographische, soziale und wirtschaftliche Veränderungen in Europa führen dazu, daß der 
Bedarf an sozialen Diensten und Einrichtungen zunehmen wird. Michelle Tierlink von der GD 
V beschrieb die Haltung der EU gegenüber den sozialen Diensten während einer Konferenz 
über soziale kommunale Einrichtungen 1993 so:  

Die Zukunft der sozialen Dienste innerhalb der Gemeinschaft beinhaltet 
immer mehr Dezentralisierung und Deinstitutionalisierung sowie die 
Einrichtung von neuartigen und innovativen Konzepten und Partnerschaften 
zwischen unterschiedlichen Organisationen. Was kann und soll die 
Europäische Gemeinschaft vor diesem Hintergrund bewirken? Wir bewegen 
uns hier in einem Bereich, auf den das berühmte Subsidiaritätsprinzip voll 
und ganz zutrifft. Die soziale Dienste betreffende Politik ist in erster Linie 
Sache der Mitgliedstaaten. Die Gemeinschaft muß aber mehr und mehr eine 
Führungsrolle übernehmen und als Katalysator für Maßnahmen zur 
Unterstützung ausgegrenzter Menschen, alter Menschen oder von 
Behinderten wirken. In diesem Feld hängt sehr viel von den vor Ort lebenden 
Menschen und Partnerschaften, den Sozialdiensten und auch den 
Betroffenen selbst ab - den alten oder behinderten Menschen und ihren 
Vertretern. Die Kommission wird keine Gesetze für die Sozialdienste 
vorschlagen. Die Aspekte, die sich auf den Zuständigkeitsbereich der 
Gemeinschaft beziehen, wurden bereits geregelt oder werden gerade 
geregelt. Bei diesen Aspekten handelt es sich in erster Linie um 
Freizügigkeit, Aufenthaltsrechte, soziale Absicherung von 
WanderarbeitnehmerInnen, freie Nutzung von Dienstleistungen und 
Gleichbehandlung von Männern und Frauen. Auf der anderen Seite wird die 
Kommission verstärkt Debatten als Teil unserer Studien und Netzwerke 
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fördern müssen, um den Austausch von Erfahrungen und Fähigkeiten zu 
erweitern.  

Michelle Tierlink, 1993  

Seither hat sich innerhalb der EU verstärkt die Erkenntnis durchgesetzt, daß die Erbringung 
von sozialen Diensten als Ergänzung der sozialen Absicherung und anderer sozialer 
öffentlicher Dienstleistungen eine wichtige Voraussetzung für das Erreichen der 
übergeordneten Ziele der Europäischen Union ist. Soziale Dienste müssen aber noch 
umfassend als integraler Bestandteil der sozialen Absicherung anerkannt werden, die sich 
bisher viel zu sehr auf sichere Renten und Sozialleistungen beschränkt.  

Nachstehend gehen wir näher auf die Bedeutung sozialer Dienste für insbesondere drei 
Bereiche der Sozialpolitik der EU ein. 

3.1 Soziale Ausgrenzung und soziale Dienste 
Technologische Veränderungen und die wirtschaftliche Umstrukturierung innerhalb der EU-
Staaten haben dazu geführt, daß zwar die Mehrheit der Europäer heute finanziell besser 
gestellt ist als früher, daß es auf der anderen Seite jedoch auch zu einer Zunahme der 
Langzeitarbeitslosigkeit, der unsicheren und zeitlich begrenzten Arbeitsverhältnisse und der 
Armut gekommen ist. Neoliberale Politiken haben im übrigen wissentlich in Kauf genommen, 
Ungleichheiten zu verschärfen. Als Instrument der Wirtschaftspolitik wurde der Anstieg der 
Arbeitslosigkeit zugelassen, während der soziale Schutz und die Löhne für die geringer 
Qualifizierten und die MitarbeiterInnen des Öffentlichen Sektors beschnitten wurden. Diese 
Entwicklungen haben dazu geführt, daß geschätzte 50 Millionen Menschen in Europa von 
sozialer Ausgrenzung betroffen sind.  

Soziale Ausgrenzung ist nicht nur davon abhängig, ob man eine Beschäftigung hat oder nicht, 
oder ob man in Armut lebt oder nicht. Die Europäische Kommission schreibt dazu: 

Die soziale Ausgrenzung geht noch einen Schritt über die bloße Armut 
hinaus. Es handelt sich dabei um eine Kombination aus mehreren 
ausschließenden Faktoren: fehlende Bildung, sich verschlechternder 
Gesundheitszustand, Heimatlosigkeit, Verlust familiärer Unterstützung, 
Nichtteilnahme am normalen gesellschaftlichen Leben und Mangel an 
Arbeitsmöglichkeiten. Jeder einzelne dieser ausschließenden Faktoren 
verstärkt die anderen Faktoren. Das Ergebnis ist ein Teufelskreis, der bei der 
Langzeitarbeitslosigkeit anfängt, zur Auflösung von Familienstrukturen und 
schließlich im schlimmsten Fall zur Marginalisierung und in die Kriminalität 
führt.  

Europäische Kommission (1997), 2.2.5 

Technologische Veränderungen haben zur Folge, daß das Wirtschaftswachstum nicht mehr 
notwendigerweise mit der Schaffung neuer Arbeitsplätze einhergeht, sondern vielmehr sogar 
mit dem Verlust von Arbeitsplätzen verbunden sein kann. Eine immer größere Zahl von 
Europäern muß damit rechnen, in Zukunft keine Beschäftigung mehr zu finden. Die soziale 
Einbindung kann dann nicht mehr ausschließlich durch die Erwerbstätigkeit definiert werden, 
zumal es für einige Gruppen unwahrscheinlich sein wird, jemals im Kampf um Arbeitsplätze 
zu bestehen. Der Internationale Gewerkschaftsverband der Sozialarbeiter beschreibt in 
seinem Bericht an die GD V, daß Menschen als direkte Folge des Versagens von 
Sozialsystemen an den gesellschaftlichen Rand gedrängt werden können. Das gilt besonders 
dann, wenn Dienste nicht richtig koordiniert und integriert werden. 

Die EU hat im Hinblick auf die Bekämpfung der sozialen Ausgrenzung eindeutig Stellung 
bezogen. Das Weißbuch über die Sozialpolitik führt aus: 

“Es ist erforderlich, die soziale Integration aller Menschen zu fördern. Die 
Union muß sicherstellen, daß den schwächsten Gruppen (Menschen, die 
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vom gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Leben ausgeschlossen sind, 
Jugendliche, Langzeitarbeitslose, ältere Menschen und Behinderte) die 
Vorteile des wirtschaftlichen Wachstums nicht vorenthalten werden; und daß 
sie eine Chance bekommen, zu diesem Wachstum beizutragen". 

Der EGÖD ist der Überzeugung, daß die soziale Ausgrenzung nicht als unausweichliche 
Kosten des wirtschaftlichen Fortschritts akzeptiert werden darf, und daß die soziale 
Absicherung sich nicht auf Schadensbegrenzung im Falle der Arbeitslosigkeit beschränken 
sollte. Gut konzipierte soziale Dienste  können - in Verbindung mit anderen Leistungen des 
Öffentlichen Dienstes - die soziale Einbindung fördern und Marginalisierung und soziale 
Ausgrenzung verhindern. Die Europäische Stiftung für die Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen schreibt dazu: 

(Öffentliche Dienste) sind eine wichtige Voraussetzung für den 
wirtschaftlichen Erfolg und den sozialen Zusammenhalt, und öffentliche 
Dienstleistungen hoher Qualität liefern den Kitt, der eine Gesellschaft 
zusammenhält. ... Öffentliche Dienste können ein ruhender Pol inmitten eines 
von Unsicherheiten bestimmten Szenarios infolge der schnellen 
Veränderungen in einem turbulenten globalen Markt sein, und sie können für 
Stabilität sorgen und die Gemeinschaften stärken. Bei der Lösung des 
Problems der sozialen Ausgrenzung kommt ihnen eine zentrale Rolle zu, da 
Qualität und Effizienz der Öffentlichen Dienste zu den wichtigsten 
bestimmenden Faktoren für die Lebensqualität von benachteiligten Gruppen 
und von Menschen gehören, die in benachteiligten Gebieten leben. Sie 
müssen ebenfalls eine wichtige Rolle spielen, wenn es um die Reaktion auf 
wirtschaftliche und soziale Veränderungen geht, z.B. wachsende 
Arbeitslosigkeit, zunehmende Armut, eine immer älter werdende Bevölkerung 
und Veränderungen innerhalb der Familienstrukturen. 

Europäische Stiftung für die Verbesserung der Lebens- und 
Arbeitsbedingungen (1996) 

3.1.1 Soziale Ausgrenzung und Kinder 

Die Auswirkungen der sozialen Ausgrenzung in Europa auf Familien mit Kindern gibt Anlaß zu 
größter Sorge. Im Hinblick auf Ungleichheit und relative Armut gibt es zwischen den einzelnen 
europäischen Ländern erhebliche Unterschiede, aber eine Schätzung auf der Basis von 
Eurostat-Daten legt den Schluß nahe, daß etwa jedes fünfte Kind unter 17 Jahren Ende der 
80er Jahre in Familien mit einem Einkommen lebte, das weniger als die Hälfte des nationalen 
Durchschnittseinkommens betrug. In einigen Ländern sind Familien mit Kindern bei den 
armen Haushalten überrepräsentiert, und Familien mit nur noch einem Elternteil sowie 
Familien mit drei oder mehr Kindern sind besonders von Armut gefährdet.  

Armut ist für Familien der Hauptgrund für Streß. Mißhandlung und Vernachlässigung von 
Kindern, Zusammenbruch von Familien, seelische und körperliche Erkrankungen, 
Drogenmißbrauch und Jugendkriminalität konzentrieren sich in erster Linie (sind aber nicht 
auf sie beschränkt) auf Wohnviertel, in denen die Situation gleich durch mehrere 
ausgrenzende Faktoren gekennzeichnet ist. Die freiwillige oder unfreiwillige schulische 
Ausgrenzung von Kindern und Jugendlichen hat in einigen EU-Ländern alarmierende 
Ausmaße angenommen. Wenn tatenlos zugesehen wird, daß immer mehr Kinder und 
Jugendliche der Gesellschaft entfremdet und aus ihr ausgegrenzt werden, setzen sich die 
Schäden, die der soziale Zusammenhalt durch diese Entwicklung nimmt, bis in die nächste 
Generation fort. SozialarbeiterInnen verfügen über besondere Qualifikationen, um mit diesen 
Familien und Kindern zusammenzuarbeiten.  

Adäquate präventive Dienste für die Unterstützung von besonders belasteten Familien, 
rechtzeitiges Eingreifen beim ersten Auftreten von Problemen und qualitativ hochwertige 
Behandlungseinrichtungen für mißhandelte und zu Opfern gewordene Kinder und Jugendliche 
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rechtfertigen den damit verbundenen finanziellen Aufwand, wenn man die kurz- und 
langfristigen Folgeschäden gegenrechnet, die sich aus der Mißachtung dieses sozialen 
Bedarfs ergeben. 

3.2 Demographische Veränderungen und gestiegene 
Anforderungen an pflegende Familienangehörige 

Das Durchschnittsalter und die Lebenserwartung der europäischen Bevölkerung nehmen 
ständig zu, während die Geburtenraten allerorten zurückgehen. Die Tatsache, daß die 
BürgerInnen Europas heute davon ausgehen können, erheblich länger zu leben als ihre 
eigenen Eltern, ist ein Beweis für den Erfolg des europäischen Sozialmodells und 
entsprechend zu würdigen. Aber zusätzliche Lebensjahre sind nicht notwendigerweise 
gesunde Lebensjahre, und es gibt eine zunehmende Zahl alter Menschen, die bei 
grundlegenden Verrichtungen wie Kochen oder Waschen fremde Hilfe benötigen. 

In Europa wird der Bevölkerungsanteil der über 80-jährigen zwischen 1990 und 2020 von  3% 
auf 4.3% steigen, wobei die südlichen Länder proportional den größten Anstieg zu 
verzeichnen haben werden. Diese demographischen Veränderungen führen zu einer 
verstärkten Nachfrage nach Pflegeleistungen, da die Anzahl der betreuungsbedürftigen alten 
Menschen zunimmt, während die Möglichkeiten der inoffiziellen Pflege und Betreuung durch 
Familienangehörige immer mehr eingeschränkt werden. Die Kommission hat selbst dazu 
vermerkt: 

Bisher wurden Pflegeleistungen in diesen Fällen oft inoffiziell durch 
Familienangehörige erbracht. Diese Form der familiären Solidarität wird in der 
Praxis jedoch immer seltener durchführbar, da immer mehr Frauen 
außerhalb ihrer eigenen vier Wände einer Erwerbsarbeit nachgehen und 
auch die geographische Entfernung zwischen den Wohnorten der Eltern und 
ihrer erwachsenen Kinder immer mehr zunimmt. 

Europäische Kommission, op. cit., 2.3.3 

Die Erbringung inoffizieller Pflege- und Betreuungsleistungen ist ebenfalls demographischen 
Zwängen ausgeliefert. Nach Erkenntnissen der Organisation für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung sind es in den meisten Fällen Frauen zwischen 46 und 69, 
die sich um pflegebedürftige ältere Angehörige kümmern. Das Mengenverhältnis dieser 
Bevölkerungsgruppe zu der Gruppe der über 70-jährigen nimmt ab und ging zwischen 1960 
und 1990 in den acht von der OECD dokumentierten Staaten um mehr als zwei Drittel 
zurück.  

Der Schwerpunkt der Diskussionen über die demographischen Veränderungen in Europa lag 
bisher auf den Kosten, die durch die Gewährleistung ausreichender Einkommensverhältnisse 
für alte Menschen entstehen, und auf der Frage, wie die Dienste für ältere Menschen 
finanziert werden sollen, die eine tägliche Betreuung brauchen. 

 

Das Problem der Finanzierung hat natürlich einen hohen Stellenwert und wird weiter unten 
erörtert. Von genauso großer Bedeutung ist aber die Frage nach der Pflegequalität und den 
Pflegestandards, die betreuungsbedürftigen Menschen angeboten werden. Dieses Thema 
wird auch von der Europäischen Kommission angesprochen, die dazu bemerkt: 

“Alle europäischen Länder sind dem Ziel verpflichtet, älteren Menschen die 
Möglichkeit zu eröffnen, nach Möglichkeit in ihren eigenen Wohnungen zu 
bleiben und nicht in ein Alten- oder Pflegeheim zu wechseln. Die betroffenen 
älteren Menschen schließen sich dieser Zielsetzung ganz eindeutig an". 

Ibid. 

Doch trotz dieser politischen Vorgabe deuten die von der OECD zusammengetragenen 
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Fallbeispiele darauf hin, daß die Anzahl der in Heimen lebenden alten Menschen in Europa 
zunimmt (OECD 1996). Das "Abstellen" alter Menschen in institutionellen Einrichtungen mit 
hohen Belegungszahlen könnte als relativ preiswerte Lösung angesehen werden um 
sicherzustellen, daß sie ausreichend versorgt und untergebracht sind, und so wird dann 
sicherlich die Standardlösung für viele alte und gebrechliche Menschen für ihre letzten 
Lebensjahre aussehen, wenn das Problem der Pflege- und Betreuungsqualität nicht in 
adäquater Form angegangen wird. 

3.3  Dienste für pflegebedürftige alte Menschen im Kontext 
eines europäischen Arbeitsmarktes 

Soziale Dienste sind ebenfalls ein wichtiges Schmiermittel für den Aufbau eines einheitlichen, 
flexiblen und mobilen Arbeitsmarktes. Inoffizielle gemeinschafts- und familiengestützte 
Netzwerke für soziale Hilfen werden durch die zunehmende Mobilität der Arbeitskräfte 
zwangsläufig weiter auseinandergerissen. Die europäischen Gesetze über die Freizügigkeit 
der ArbeitnehmerInnen betreffen alle Familienmitglieder einschließlich der abhängigen Kinder 
und der abhängigen Eltern. Realistisch ist allerdings die Annahme, daß die wenigsten 
gebrechlichen alten Menschen bereit sind, ihrem jüngeren Nachwuchs quer über den 
europäischen Kontinent zu folgen. 

Wenn die ArbeitnehmerInnen nicht davon überzeugt sind, daß ihren Eltern und Großeltern zu 
Hause eine qualitativ hochwertige Pflege und Betreuung zukommt, werden sie weniger bereit 
sein, interessante Beschäftigungsangebote außerhalb ihrer angestammten Gemeinschaft 
anzunehmen. 

3.4 Soziale Dienste und Beschäftigung 
Demographische Veränderungen, die erhöhte Mobilität der ArbeitnehmerInnen und der 
wachsende Bedarf an Betreuungsleistungen für sozial ausgegrenzte Menschen bedeuten, 
daß ein weiterer Ausbau der sozialen Dienste unvermeidlich ist. Es gibt in der Tat Anzeichen 
dafür, daß das Arbeitsplatzangebot in diesem Sektor bereits zunimmt. Zwischen 1992 und 
1996 nahmen die Gesamtbeschäftigungszahlen innerhalb der EU in signifikanter Weise ab. 
Zusätzliche Arbeitsplätze gab es jedoch in einer Reihe von Dienstleistungssektoren 
einschließlich der sozialen Dienste. Von Eurostat veröffentlichte Daten zeigen, daß in den 
Jahren zwischen 1992 und 1996 im Bereich der "Berufe im Umfeld sozialer Arbeit" 110.683 
zusätzliche Arbeitsplätze geschaffen worden sind, während im Bereich persönlicher Pflege 
und Betreuung und in verwandten Tätigkeitsfeldern mehr als 700.000 neue Stellen entstanden 
sind. Die durchschnittlichen Beschäftigungszahlen für Fachkräfte im Bereich Sozialarbeit in 
diesem Zeitraum beliefen sich auf 574.821, für persönliche Pflege und Betreuung sowie 
verwandte Tätigkeiten auf 3.388.691 (PSPRU 1997) 

Die Europäische Union sieht die Schaffung neuer Arbeitsplätze als eine der Hauptaufgaben 
ihrer Sozialpolitik an. Die Investition in soziale Dienste fördert nicht nur den sozialen 
Zusammenhalt und die Beschäftigungsfähigkeit der Menschen, sie ist auch kosteneffizient 
und in hohem Maße arbeitsintensiv, und sie bietet Menschen mit entsprechenden beruflichen 
Qualifikationen und Erfahrungen interessante Möglichkeiten 

3.5 Soziale Dienste und Chancengleichheit für Männer und 
Frauen 

3.5.1 ArbeitnehmerInnen in sozialen Diensten 

Der größte Teil der in den sozialen Diensten beschäftigten ArbeitnehmerInnen sind Frauen. 
77% der in der Sozialarbeit beschäftigten Personen sind Frauen, bei der persönlichen Pflege 
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und Betreuung sind es 90% (PSPRU 1997). Die von den MitarbeiterInnen sozialer Dienste 
verlangten beruflichen Kompetenzen - dazu gehören soziale Fähigkeiten wie einfühlsame 
persönliche Kommunikation, persönliche Zuwendung, emotionale Unterstützung und 
praktische Fähigkeiten im Haushalt - werden im Arbeitsmarkt traditionell geringer bewertet als 
Fähigkeiten in den von Männern beherrschten Berufsfeldern. Die allgemein niedrige 
Bezahlung in den sozialen Diensten ist bezeichnend für diese Unterbewertung "weiblicher 
Fähigkeiten" (siehe Teil 7 unten).  

Vor dem Hintergrund der Verpflichtung der EU, die Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern am Arbeitsplatz zu fördern, müssen weitere Arbeiten unternommen werden, um den 
Inhalt der Tätigkeiten innerhalb der sozialen Dienste und die damit verbundenen Tätigkeiten 
neu zu bewerten.  

3.5.2 Nutzer sozialer Dienste 

Der größte Teil der Personen, die soziale Dienste in Anspruch nehmen, sind ebenfalls 
Frauen. Soziale Dienste können Frauen die Chance eröffnen, ihre Aktivitäten im Arbeitsmarkt 
zu erweitern. Das gilt besonders für soziale Dienste, die die inoffiziellen BetreuerInnen von 
gebrechlichen und behinderten Menschen unterstützen sowie für Dienste, die 
alleinerziehenden Müttern und ihren Kindern helfen.  

• Da Frauen eine höhere Lebenserwartung als Männer haben, sind sie in der 
Bevölkerungsgruppe der Alten überrepräsentiert. In der Europäischen Union kamen 1993 
auf drei Männer im Alter von 70-74 vier Frauen; in der Altersgruppe 80-84 kamen schon 
zwei Frauen auf nur noch einen Mann; und bei den über 95-jährigen ändert sich das 
Verhältnis Frauen-Männer auf 3:1 (Walker and Maltby). Das bedeutet, daß Dienste für 
abhängige alte Menschen in erster Linie Dienste für Frauen sind, die im Verlauf ihrer 
Lebensarbeitszeit weniger verdient haben und kleinere Renten beziehen als Männer. 

• Der größte Teil der Hilfen, die gebrechliche und nicht in Heimen lebende alte Menschen 
erfahren, wird von inoffiziellen BetreuerInnen erbracht, meistens von Familienangehörigen. 
Zwar kümmern sich hier auch Männer um ihre Frauen, aber eine enge, direkte und 
zumeist auch generationsübergreifende Pflege wird vorwiegend von Frauen geleistet 
(OECD 1996). 

In den meisten Familien sind es immer noch die Mütter, die sich um die Erziehung und 
Betreuung von Kindern kümmern, und bei Familien mit nur einem Elternteil ist fast immer die 
Frau das Familienoberhaupt. 
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4. FINANZIERUNG SOZIALER DIENSTE 

 
Während die Nachfrage nach sozialen Dienste aufgrund der oben beschriebenen 
Entwicklungen ständig zunimmt, versuchen alle europäischen Staaten, die Kosten für den 
Öffentlichen Sektor in den Griff zu bekommen oder zurückzufahren. Die steigende 
Arbeitslosigkeit hat die aus der Einkommenssteuer finanzierten Gelder versiegen lassen; die 
Globalisierung hat den Spielraum der Regierungen eingeschränkt, die Wirtschaft steuerlich 
weiter zu belasten; und die Konvergenzkriterien für die europäische Wirtschafts- und 
Währungsunion zwingen die Regierungen dazu, die Staatsdefizite zu verringern.  

Das finnische nationale Forschungs- und Entwicklungszentrum für das Sozial- und 
Gesundheitswesen nennt drei Basisstrategien für Kostensenkungen im Bereich der sozialen 
Dienste:  

4.1 Effizienzstrategien 
Effizienzstrategien wollen das gleiche Leistungsangebot oder das gleiche Ergebnis für 
weniger Geld realisieren. Dies erfolgt entweder durch eine Umorganisierung der Dienste oder 
eine Änderung der Art der Dienste. 

Effizienzstrategien sind nur schwer zu bewerten, da auch die Bewertung der Ergebnisse 
sozialer Dienste problematisch ist. Wenn ein alter Mensch seine Wohnung verläßt und ein 
Alten- und Pflegeheim bezieht, so kann diese Entscheidung in dem Sinne effizienter sein, daß 
es innerhalb des Heims preiswerter ist dafür zu sorgen, daß er mit allem Lebensnotwendigen 
versorgt wird. Bedenkt man aber Kriterien wie die persönlichen Wünsche und Vorstellungen 
alter Menschen, die Maximierung von Autonomie und Unabhängigkeit oder die Verbesserung 
der Lebensqualität, ist diese Lösung vielleicht weniger effizient. Zu den populären 
Effizienzstrategien gehören neue Managementmodelle wie z.B. dezentrale Etats und 
Leistungsindikatoren.  

4.2 Einnahmestrategien 
Bei diesen Strategien geht es darum, für die Dienste zusätzliche Finanzquellen zu 
erschließen. Hier gibt es drei gängige Beispiele aus der Praxis: 

• Zunehmende Verlagerung der Kosten auf den Klienten durch Einführung oder Erhöhung 
der Gebühren für die in Anspruch genommenen Leistungen. Im Zusammenhang mit den 
Gebühren für häusliche Pflege wurde diese Strategie auch als Behindertensteuer 
bezeichnet. Wenn Klienten für erbrachte Dienste zusätzlich zur Kasse gebeten werden, 
verstärkt sich das Risiko, daß betreuungsbedürftige Personen sich dafür entscheiden, 
nicht zu zahlen. Ihr Zustand wird sich dann wahrscheinlich so lange weiter verschlechtern, 
bis sie eine intensivere und kostenintensivere Unterstützung wie z.B. eine 
Krankenhausbehandlung in Anspruch nehmen müssen. Wenn Eltern finanziell für Dienste 
herangezogen werden, die den Zusammenhalt von Familien stärken sollen, in denen 
Kinder der Gefahr der Vernachlässigung oder Mißhandlung ausgesetzt sind, so ist das 
nicht an der Praxis orientiert und aller Wahrscheinlichkeit nach kontraproduktiv.  

• Verlagerung von Kosten auf andere Positionen des öffentlichen Haushalts. Man kann z.B. 
versuchen, mehr Geld aus der Sozialkasse zu erhalten, wenn Dienste so gestaltet 
werden, daß die Ansprüche der Klienten auf Sozialhilfen maximiert werden, oder indem 
man Menschen in Krankenhäusern beläßt, anstatt sie zu Hause durch soziale Dienste 
betreuen zu lassen. Diese Strategien mögen einzelne Haushaltsposten kurzfristig 
entlasten, sind langfristig gesehen aber kostspieliger. Sie führen außerdem zu einer 
Verzerrung der Dienste insgesamt, wenn Entscheidungen nicht auf der Grundlage der 
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besten Praxis oder im Interesse der Klienten getroffen werden, sondern nur um Kosten 
intern zu verschieben.  

• Ein drittes Beispiel für eine Einnahmestrategie ist die Umwälzung von Kosten auf das 
Personal in Form von schlechterer Bezahlung oder verschlechterten Arbeitsbedingungen. 
Diese Erfahrungen mußten zahlreiche MitarbeiterInnen mobiler Pflegedienste in GB 
machen, als die frühere konservative Regierung die Sozialbehörden dazu veranlaßte, bei 
den kommunalen Pflegediensten verstärkt externe private Anbieter zu berücksichtigen. 
Anbieter gemeinnütziger Organisationen und private Anbieter mobiler häuslicher 
Pflegeleistungen haben dabei im Vergleich zu dem direkt vom Öffentlichen Dienst 
beschäftigten Pflegepersonal äußerst geringe Lohnvorschläge unterbreitet, um Verträge zu 
bekommen. Viele PflegerInnen arbeiten inzwischen auf selbständiger Basis für die 
Anbieter dieser häuslichen Pflegedienste. Eine Folge dieser Strategie besteht darin, daß 
die häusliche Pflege weniger stark reglementiert ist und weniger genau überwacht und 
kontrolliert wird. Viele Klienten erleben, daß sich ständig andere Menschen um sie 
kümmern, und es gibt ebenfalls Beweise dafür, daß ein Teil der von den 
Kommunalbehörden gekauften Pflegeleistungen und Pflegestunden niemals erbracht wird.  

• Eine vierte Einnahmestrategie besteht in der Erschließung von finanziellen Mitteln aus 
karitativen Fonds oder aus der Nutzung freiwillig erbrachter Leistungen, um die wichtigsten 
sozialen Dienste zu unterstützen. In den USA durchgeführte Studien haben gezeigt, daß 
Organisationen aus dem Dienstleistungssektor, die gesetzlich festgelegte soziale Dienste 
erbringen, diese Dienste entweder durch öffentliche Spendengelder oder durch den 
Einsatz von Freiwilligen unterstützen, die einen Teil der Leistungen übernehmen. Der 
Rückgriff auf unbezahlte HelferInnen erschwert es den Behörden natürlich, die Qualität und 
Stetigkeit der erbrachten Pflege und Betreuung zu garantieren. Die Verwendung von 
Spendengeldern zur Subventionierung der gesetzlichen Sozialsysteme kann langfristig die 
Bereitschaft der Bevölkerung untergraben, gemeinnützige Einrichtungen zu unterstützen.  

4.3 Restriktionsstrategien 
Mit Hilfe dieser Strategien werden die Ausgaben für soziale Dienste durch die Einschränkung 
des Anspruchs auf diese Dienste verringert oder begrenzt. Im allgemeinen greift man hier 
verstärkt zum Mittel des Bedürftigkeitsnachweises. 

4.3.1 Bedürftigkeitsnachweis 

Bedürftigkeitsnachweise zur Eingrenzung des Anspruchs auf soziale Dienste führen dazu, 
daß nur noch Rumpfdienste für einen eingegrenzten Teil der Gemeinschaft erbracht werden - 
für die Ärmsten. Man geht davon aus, daß die Menschen, die keinen Anspruch mehr auf diese 
Dienste haben, entweder ohne diese Hilfen auskommen oder sich diese Leistungen auf dem 
freien Markt selbst kaufen. Diese Strategie hat aber die gleichen Nachteile wie die finanzielle 
Selbstbeteiligung der Klienten: wenn die Klienten für sich einschätzen, daß sie für einen 
präventiven sozialen Dienst nichts bezahlen können oder wollen, benötigen sie u.U. bald 
einen intensiveren und kostspieligeren sozialen Dienst auf Kosten der Öffentlichkeit. Bei 
sozialen Diensten, die Familien zusammenhalten oder Kinder beschützen sollen, werden 
letztlich die Kinder für die Verweigerung dieser Leistungen zahlen müssen.  

Ein weiterer Nachteil des Bedürftigkeitsnachweises besteht darin, daß diese sozialen Dienste 
dann in zunehmendem Maße eine stigmatisierende Wirkung haben und die Unterstützung 
durch die Öffentlichkeit verlieren, wenn besser gestellte SteuerzahlerInnen den Eindruck 
bekommen, daß sie aus dem Kreis der Anspruchsberechtigten ausgeschlossen werden. Es 
wurde ebenfalls darauf hingewiesen, daß die Qualität von sozialen Diensten oft abnimmt, 
wenn sie nur von den Armen in Anspruch genommen werden. 
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4.3.2 Targeting 

Das sogenannte "Targeting", d.h. die zielgerichtete Erbringung sozialer Dienste, hat sich in 
den europäischen Staaten verstärkt durchgesetzt. Dabei werden die sozialen Dienste nur für 
diejenigen Personen erbracht, bei denen eine akute Bedürfnislage vorliegt. Zwar erscheint 
dieses Verfahren auf den ersten Blick eine naheliegende Methode zur Rationierung der 
Dienstleistungen zu sein. In Wirklichkeit hat es jedoch zu einer Reduzierung der 
kosteneffizienten präventiven Dienste geführt. Bei älteren Menschen wird z.B. erst dann ein 
sozialer Dienst angeboten, wenn ihr inoffizielles Pflege- und Betreuungsnetzwerk komplett 
zusammenbricht. Dann allerdings müssen sie in eine Heimbetreuung überwiesen werden. 
Eine zuverlässige Unterstützung der LaienpflegerInnen in Form von stundenweisen Hilfen 
oder Haushaltshilfen hätte vielleicht dazu beigetragen, daß der betreffende alte Mensch in 
seiner gewohnten Umgebung hätte bleiben können. Im Falle von Kindern könnten soziale 
Dienste auf Familien in Krisensituationen beschränkt werden, in denen Kinder mißhandelt 
oder vernachlässigt wurden. Untersuchungen haben jetzt gezeigt, daß die Bereitstellung 
weniger stigmatisierender unterstützender Dienste für in Notlagen geratene Familien zu 
einem früheren Zeitpunkt vermutlich kosteneffizienter ist und auch für Kinder weniger 
schädliche Folgen hat (Gesundheitsministerium 1995). 

4.4 Finanzierungsgrundsätze 
Die Regelungen für die Finanzierung sozialer Dienste unterscheiden sich in den einzelnen 
EU-Staaten beträchtlich voneinander und werden jetzt vor dem Hintergrund der Finanzierung 
langfristiger Pflege und Betreuung einer wachsenden Zahl alter und gebrechlicher Menschen 
von den Regierungen verstärkt geprüft.  
Die Finanzierung sozialer Dienste sollte folgende Grundsätze berücksichtigen: 

Soziale Dienste müssen finanziell so ausgestattet werden, daß sie qualitativ ausreichende 
Leistungen mit ausreichender Reichweite erbringen können, um die einzelstaatlichen und 
europäischen sozialpolitischen Ziele realisieren zu können. 
Systeme für die Finanzierung sozialer Dienste müssen nach dem Umverteilungsverfahren 
konzipiert werden, denn die Menschen, die diese Dienste am dringendsten brauchen, sind 
am wenigsten in der Lage, selbst dafür zu bezahlen. Das über die Lebensarbeitszeit 
verdiente Einkommen von Frauen liegt wesentlich unter den Einkommen von Männern. 
Frauen nutzen aber diese sozialen Dienste im stärkeren Maße als Männer (siehe 3.5.2. 
oben). Andere Personenkreise wie soziale Randgruppen, Personen mit seelischen 
Erkrankungen usw. verfügen im allgemeinen nicht über ausreichende finanzielle Mittel. 
Systeme für die Finanzierung langfristiger Pflege, die z.B. auf individuellen 
Versicherungsleistungen beruhen, sind nicht praktikabel, da der Großteil der mit dem 
höchsten Risiko behafteten Gruppen nicht in der Lage wäre, die geforderten 
Versicherungsprämien zu zahlen.  
Die Finanzierungsregelungen müssen dem Fairneß- und Gerechtigkeitsprinzip folgen, und sie 
müssen für die Nutzer der Dienste transparent und leicht durchschaubar sein. 

Die Dienste müssen finanziell so ausgestattet werden, daß sie zum gewünschten Zeitpunkt 
von denjenigen in Anspruch genommen werden können, die diese Dienste brauchen. 
Die Finanzierung sozialer Dienste muß mit der Finanzierung anderer öffentlicher sozialer 
Leistungen im Bereich Gesundheits- und Sozialwesen integriert werden, um 
Überschneidungen zu vermeiden, eine gemeinsame intelligente Planung zu vereinfachen und 
das Risiko unsinniger Anreize im Zuge möglicher Kostenverlagerungen zu vermeiden (siehe 
4.2 oben).  

Effizienzstrategien, die im Rahmen einer Sozialpartnerschaft von Arbeitgebern, 
Arbeitnehmern und Nutzern sozialer Dienste erarbeitet werden, bieten gute Aussichten auf 
echte Effizienzsteigerungen, die die Gesamtqualität der Dienste nicht untergraben.  
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5. PLANUNG BEDARFSGERECHTER SOZIALER DIENSTE 

 
In den vergangenen 30 Jahren hat es im Bereich des Gesundheits- und Sozialwesens in 
Europa erhebliche Veränderungen gegeben. In einigen Ländern konnten wir den Rückzug de 
Staates als Leistungsanbieter beobachten. An dessen Stelle sind Anbieter aus dem 
Dienstleistungssektor oder private Anbieter getreten. Die Betreuung in großen Heimen und 
Anstalten ist zugunsten einer Versorgung in Primäreinrichtungen oder kommunalen 
Einrichtungen in den Hintergrund getreten. Die Rechte der Nutzer dieser Dienste werden 
heute stärker berücksichtigt als früher, und es wird verstärkt Wert auf deren Beteiligung bei 
der Planung und Ausführung der Leistungen gelegt. 

Unabhängig von den Rahmenbedingungen, in denen soziale Dienste erbracht werden, muß 
die Qualität dieser Dienste gewährleistet sein. Es gelten die folgenden Grundsätze:  

Die Dienste müssen in enger Konsultation mit den Sozialpartnern und den Nutzern der 
Dienste konzipiert, geplant und durchgeführt werden. Das direkt beteiligte Personal und die 
Klienten sind sozusagen die "Schnittstelle" zwischen Theorie und Praxis, ihnen kommt 
deshalb bei der Planung effizienter Dienste eine entscheidende Rolle zu. Untersuchungen der 
Europäischen Stiftung zur Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen haben gezeigt, 
daß Initiativen zur Erhöhung des Engagements der Nutzer sozialer Dienste die größte 
Wirkung zeigten, wenn die Gewerkschaften der betroffenen MitarbeiterInnen an der 
Ausarbeitung dieser Initiativen beteiligt wurden 

Ein kommunales Gesundheits- und Sozialwesen muß mit anderen öffentlichen 
Sozialleistungen integriert werden, damit den Nutzern eine nahtlose Betreuung ohne Lücken 
und Überschneidungen zur Verfügung steht. Es ist von besonderer Bedeutung, daß das 
Gesundheits- und Sozialdienste in enger Koordination finanziell ausgestattet, geplant und 
praktiziert werden, damit die Nutzer problemlosen Zugang zu den Leistungen haben und die 
dort tätigen MitarbeiterInnen harmonische Arbeitsbedingungen vorfinden.  

Bei der Planung sozialer Dienste ist nach Möglichkeit der Schwerpunkt auf die 
Krisenprävention und nicht auf die "Brandbekämpfung" zu legen. Präventive Dienste wie z.B. 
Haushaltshilfen für ältere Menschen und ihre inoffiziellen BetreuerInnen oder Kinderbetreuung 
für Familien mit Kleinkindern müssen ganzheitlich integriert und geplant werden, damit alle 
öffentlichen sozialen Dienste eine gemeinsame Zielrichtung haben. 

Der Zugang zu diesen Diensten muß für die Benutzer problemlos und einfach möglich sein. 
"One Stop Shops", die "alles aus einer Hand" bieten, sind eine gute Möglichkeit für Menschen, 
ihren Bedarf zu artikulieren und Zugang zu einem integrierten Dienst zu bekommen, ohne 
sich um komplizierte Differenzierungen unterschiedlicher Verwaltungsstellen mit 
unterschiedlichen Kompetenzen und Etats befassen zu müssen. 
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6.  WER SOLL SOZIALE DIENSTE ERBRINGEN, UND WIE 
LÄSST SICH DEREN QUALITÄT GEWÄHRLEISTEN? 

 
Soziale Dienste in der Europäischen Union werden zur Zeit durch den Öffentlichen Sektor, 
durch gemeinnützige Organisationen und durch kommerzielle Anbieter erbracht. In den 
skandinavischen Ländern ist der Staat der wichtigste Erbringer sozialer Dienste. In anderen 
Ländern wie z.B. in den Niederlanden übernimmt der Öffentliche Sektor größtenteils die 
Finanzierung dieser Dienste, ist selbst aber nicht aktiv an deren Erbringung beteiligt. In 
Portugal und Griechenland übernehmen Organisationen des tertiären Sektors und 
insbesondere gemeinnützige Einrichtungen eine wichtige Rolle bei der Finanzierung und 
Bereitstellung sozialer Dienste. 

Der gemeinnützige Sektor bietet ein vielfältiges Gesamtbild, denn er umfaßt sowohl sehr 
große Organisationen mit einem aus Fachkräften bestehenden Personalstamm als auch 
kleine, örtlich begrenzte Gruppierungen, die von ehrenamtlichen unbezahlten Kräften geleitet 
werden. Während der letzten zwanzig Jahre sind immer mehr Selbsthilfeorganisationen 
entstanden, die ihre Mitglieder teilweise mit großem Erfolg unterstützen und in der 
Öffentlichkeit ein ganz neues Bild der Nutznießer sozialer Dienste entstehen lassen. 
Organisationen, die von Menschen mit Behinderungen oder seelischen Erkrankungen selbst 
ins Leben gerufen wurden, sind gute Beispiele für diese Art der Selbsthilfe, zumal sie sich 
gegen die Bevormundung durch staatliche Dienste wehren und sich offensiv für die Rechte 
der Nutznießer dieser Dienste einsetzen.  

Die Rolle der gemeinnützigen Organisationen als Erbringer sozialer Dienste kann in Frage 
gestellt werden, wenn die gleichen Organisationen gleichzeitig auch als Interessenvertreter 
für die Nutzer auftreten. In den Niederlanden wird zwischen Gruppen, die die Interessen ihrer 
Klienten vertreten, und den Erbringern sozialer Dienste unterschieden, wobei die letzteren 
vom Staat finanziert werden. 

Schwierigkeiten können ebenfalls entstehen, wenn Organisationen, die Ziele verfolgen, für die 
sie der Öffentlichkeit gegenüber nicht rechenschaftspflichtig sind (z.B. die Kirchen), in erster 
Linie über Staatsgelder finanziert werden.  

In Großbritannien geht der Trend weg von den sozialen Diensten, die direkt durch 
Organisationen des Öffentlichen Sektors erbracht werden. Inzwischen sorgen kommerzielle 
Organisationen für den größten Teil der in Heimen erbrachten Pflege und Betreuung älterer 
Menschen, und auch im Bereich der häuslichen Pflege engagieren sich diese 
privatwirtschaftlichen Unternehmen zunehmend. Entfielen 1992 auf die Privatwirtschaft 
weniger als 2% häuslicher Pflegeleistungen, betrug dieser Anteil 1996 schon 32%. 
Gemessen am Volumen stieg die von den privaten Anbietern geleistete Stundenzahl um 
2.359% innerhalb von vier Jahren. Die Expansion innerhalb des unabhängigen 
gemeinnützigen Sektors fiel weniger dramatisch aus und stieg von 0,4% des 
Gesamtaufkommens 1992 auf 3,9% im Jahre 1996 - das entspricht einem Volumenzuwachs 
von 505%. 

Ein weiterer Entwicklungsschwerpunkt in mehreren europäischen Ländern ist die 
Übertragung von Etats auf einzelne Klienten, die in Eigenverantwortung die sozialen Dienste 
selbst kaufen, die sie benötigen. Diese Programme, die bei den Nutzern sozialer Dienste 
sehr beliebt sind, wurden insbesondere für Menschen mit körperlichen Behinderungen in 
Schweden, den Niederlanden und Großbritannien eingeführt. Klienten, die sich für diese 
Option entscheiden, erhalten in bar den Gegenwert für den Dienst, auf den sie Anspruch 
haben, und sind dann für die Rekrutierung ihres persönlichen Betreuers und das damit 
verbundene Management selbst verantwortlich. 

Der EGÖD vertritt hier die Auffassung, daß soziale Dienste und Öffentliche Dienste 
rechenschaftspflichtig sein müssen - unabhängig davon, wer sie erbringt. Eine 
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Qualitätssicherung ist wichtig um sicherzustellen, daß der Wettbewerb zwischen den 
Leistungsanbietern nicht zu einem Absinken der Qualitätsstandards führt. Im Falle sozialer 
Dienste läßt sich Qualität nicht ohne weiteres messen. Die Erfahrungen und Ansichten der 
Menschen, die diese Dienste in Anspruch nehmen, sind wichtig für die Festlegung und 
Überwachung zweckmäßiger Qualitätsnormen. 

Die Öffentlichkeit erwartet mit Recht, daß soziale Dienste nach einem hohen und 
gleichbleibenden Qualitätsstandard erbracht werden und so vielen Menschen zur Verfügung 
stehen, daß die sozialpolitischen Ziele erreicht werden. Der Staat hat die Aufgabe, dies 
sicherzustellen. 

Die Sozialpartner und die Vertreter der Nutzer dieser Dienste müssen an der Planung und 
Konzeption sozialer Dienste unmittelbar beteiligt werden - unabhängig davon, wer sie 
erbringt. Die Dienste müssen einer permanenten Kontrolle unterzogen werden und 
Mechanismen für eine effiziente Konsultation zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und 
Nutzern beinhalten, damit die politischen Vorgaben erfüllt werden.  

Der Staat muß für die Planung, Auftragsvergabe und Regulierung sozialer Dienste voll 
verantwortlich zeichnen - unabhängig davon, ob diese Dienste direkt vom Öffentlichen Sektor 
oder von anderen Anbietern erbracht werden. Dies erfordert sehr robuste Systeme mit klaren 
Dienstleistungsstandards, Überwachungssystemen und transparenten Regelungen für die 
Rechenschaftspflicht.  

Die konsequente Einhaltung von Dienstleistungsstandards verlangt gerechte Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen für die Menschen, die diese Leistungen erbringen. Dies gilt für alle 
Wirtschaftszweige (siehe 7.1 unten). 

Die Beteiligung unbezahlter freiwilliger HelferInnen, die für die sozialen Dienste einen 
"Mehrwert" erbringen, wird begrüßt. Mitarbeit auf freiwilliger Basis kann für das Leben der 
betroffenen Personen durchaus sinnstiftend sein und wertvolle Erfahrungen vermitteln, die die 
Erfolgsaussichten im Arbeitsmarkt erhöhen. Freiwillige können jedoch auf Dauer keine 
Fachkräfte ersetzen und dürfen nicht ausgenutzt werden, indem man von ihnen die 
Bewältigung schwieriger, zum Kern der sozialen Dienste gehörenden Aufgaben erwartet.  
 

7. ARBEITEN IN SOZIALEN DIENSTEN 

 

“Auf jeden Fall werden wir eine wachsende Nachfrage nach sozialen Diensten 
erleben, deren Befriedigung ein großes Beschäftigungspotential beinhaltet und 
einer sorgfältigen politischen Begleitung bedarf. Unser besonderes Augenmerk 
muß im Zusammenhang mit den im Pflegebereich neu entstehenden 
Arbeitsplätzen der Forderung nach Chancengleichheit gelten, damit hier nicht 
wieder ein geschlechtsspezifisches Ungleichgewicht entsteht. Schließlich muß 
auch die Erbringung dieser sozialen Dienste höchsten Qualitätsstandards 
entsprechen".  

Europäische Kommission (1997) Modernisierung und Verbesserung der 
sozialen Absicherung in der Europäischen Union: Kommuniqué der 
Kommission, 2.3.3 

Der EGÖD unterstützt nachdrücklich diese Aussage der Europäischen Kommission und ist 
ebenfalls der Ansicht, daß der weitere Ausbau der sozialen Dienste einer sorgfältigen 
politischen Planung bedarf. Die sich ändernden Anforderungen an diesen expandierenden 
Wirtschaftszweig fordern insbesondere vor dem Hintergrund eines europaweiten 
Arbeitsmarktes dringend eine Überprüfung der Beschäftigungsbedingungen, der beruflichen 
Bildung, der Qualifizierungsanforderungen und der beruflichen Laufbahnen der in diesem 
Bereich beschäftigten ArbeitnehmerInnen.  
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7.1 Bezahlung und Arbeitsbedingungen 
Soziale Dienste sind ein Bereich mit einem großen Beschäftigungspotential insbesondere im 
Bereich der mobilen häuslichen Pflege von alten Menschen. Ein Hemmschuh für eine 
schnelle Entwicklung dieses Tätigkeitsfeldes ist jedoch die in der häuslichen Pflege übliche 
schlechte Bezahlung, verbunden mit der Tatsache, daß diese Jobs oft unsicher und 
unterbewertet sind (Europäische Kommission 1995). Die häusliche Pflege ist in vielen 
europäischen Ländern von Schwierigkeiten gekennzeichnet, die direkt auf den geringen 
Status dieser Art von Arbeit und auf die damit verbundene schlechte Bezahlung 
zurückzuführen sind (Hutten und Kerkstra 1996). Die Rekrutierung und langfristige Bindung 
von Personal gestalten sich schwierig, so daß eine kontinuierliche Pflege von Klienten oft 
nicht gewährleistet ist. Die Koordinierung von Gesundheits- und Sozialdiensten wird hierdurch 
ebenfalls erschwert, da das in der häuslichen Pflege beschäftigte Personal nur einen 
geringen beruflichen Status hat.  

ArbeitnehmerInnen in diesem Sektor müssen meistens weniger vorteilhafte 
Arbeitsbedingungen hinnehmen als ArbeitnehmerInnen mit vergleichbarer Bildung in anderen 
Branchen. Die finnische Gewerkschaft TEHY z.B. berichtet, daß die Gehälter von 
SozialarbeiterInnen in Finnland nur zwei Drittel der Gehälter vergleichbarer qualifizierter 
Berufe erreichen. 

Die größere Beteiligung des Dienstleistungssektors und der Privatwirtschaft an der 
Erbringung sozialer Dienste hat in einigen Teilen der Europäischen Union ebenfalls zu einer 
Verschlechterung der Lohnsituation und der Arbeitsbedingungen geführt. In Deutschland z.B. 
berichtet die Gewerkschaft ÖTV, daß es durch die Einführung der Pflegeversicherung im 
Bereich der häuslichen Pflege zu einem unverhältnismäßig starken Anstieg unsicherer 
Arbeitsverhältnisse gekommen ist, da private Pflegedienste und die Wohlfahrtsorganisationen 
jetzt miteinander im marktwirtschaftlichen Wettbewerb stehen.  

Die Zahlen der britischen Regierung zeigen, daß 20,6% der MitarbeiterInnen im 
Dienstleistungssektor weniger als 4 Pfund in der Stunde verdienen. Im Öffentlichen Dienst 
trifft das nur auf 7,1% zu, im be- und verarbeitenden Gewerbe nur auf 6,6%. Wie in 
Deutschland, hat der Konkurrenzdruck dazu geführt, daß Anbieter in der Privatwirtschaft und 
im Dienstleistungssektor ihren MitarbeiterInnen nur äußerst geringe Löhne und schlechte 
Arbeitsbedingungen bieten. 

Ähnlich wie in anderen Bereichen des Arbeitsmarktes sorgen der geringe Status, die 
schlechte Bezahlung und unattraktive Arbeitsbedingungen dafür, daß Personal nur unter 
Schwierigkeiten zu bekommen ist und bei erstbester Gelegenheit eine andere 
Arbeitsmöglichkeit wahrnimmt. In der sozialen Pflege hat eine hohe Mitarbeiterfluktuation  
direkte Auswirkungen auf die Qualität der Dienste, die ja nicht zuletzt von Vertrauen und 
Verständnis zwischen Pflegepersonal und Klient bestimmt werden. 

Das Arbeitsumfeld und andere lohnunabhängige Beschäftigungsbedingungen wie Aus- und 
Weiterbildungsmöglichkeiten spielen ebenfalls eine wichtige Rolle, wenn hochmotiviertes, 
qualifiziertes und kompetentes Personal eingestellt und am Arbeitsplatz gehalten werden soll. 

Eine Erklärung für die schlechte Bezahlung und unbefriedigende Arbeitsbedingungen in 
diesem Sektor ist vielleicht, daß die berufliche Benachteiligung von Frauen ebenfalls zu einer 
unterschiedlichen Bewertung männer- und frauentypischer Fähigkeiten im Arbeitsmarkt 
geführt hat.  

Wie bereits oben dargestellt wurde, muß eine Neubewertung sowohl der kommunikativen und 
personenbezogenen als auch der praktischen Fähigkeiten erfolgen, die bei der sozialen 
Betreuung zum Einsatz kommen.  

Die Vergütung im Bereich der sozialen Pflege muß harmonisiert werden, so daß 
MitarbeiterInnen vergleichbare Löhne und Arbeitsbedingungen unabhängig davon vorfinden, 
welcher Wirtschaftssektor diese Dienste anbietet. 

Soziale Dienste müssen an Orten erbracht werden, die sowohl den Benutzern ein Gefühl der 
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Akzeptanz und dem Personal ein Gefühl der Motivation vermitteln.  

7.2 Neue Zeiten, neue Berufsbilder 
Die sich ändernden Anforderungsprofile an die sozialen Dienste und die Anforderungen eines 
europäischen Arbeitsmarktes bringen es mit sich, daß Bedarf an einer Überprüfung der 
aktuellen beruflichen Qualifikationen und der beruflichen Werdegänge des in den sozialen 
Diensten beschäftigten Personals besteht.  

In einigen EU-Ländern ist die Bezeichnung "SozialarbeiterIn" reguliert und mit dem Erwerb 
bestimmter beruflicher Qualifikationen verbunden, z.B. in Irland, Belgien, Finnland, 
Deutschland und Griechenland. In anderen Ländern wie GB, Dänemark und den Niederlanden 
kann sich jeder als Sozialarbeiter bezeichnen. Um ein voll qualifizierter Sozialarbeiter zu 
werden, muß in allen Ländern nach der abgeschlossenen Schulausbildung eine mindestens 
dreijährige Ausbildung absolviert werden (GB: zwei Jahre). In den meisten EU-Ländern gibt es 
für den Bereich der häuslichen Pflege keine  Vorbedingungen im Bereich der 
Berufsausbildung, die Ausbildung besteht in der Form von berufsbegleitenden 
Kurzseminaren. Nur in Belgien, Deutschland, Italien, Schweden, Finnland und Dänemark 
erhalten häusliche Hilfen eine spezielle Ausbildung, die zwischen sechs Monaten und drei 
Jahren dauert (Hutten und Kerkstra).  

Fachkräfte werden benötigt, aber gleichzeitig müssen die ArbeitnehmerInnen in der Lage 
sein, vielfältige neue Fähigkeiten zu erwerben und zu kombinieren und ihre beruflichen 
Erfahrungen sektorübergreifend einzusetzen, wenn die Dienste voll integriert werden sollen.  

Um das gegenseitige Verständnis und eine stärker integrierte Betreuung zu fördern, ist eine 
gemeinschaftliche Basisausbildung für alle Pflegeberufe innerhalb Europas in Erwägung zu 
ziehen. 

Neue Strukturen für die berufliche Qualifikation müssen die Wertigkeit der vorhandenen 
Erfahrungen der MitarbeiterInnen berücksichtigen und darauf aufbauen. Sie müssen ebenfalls 
anerkennen, daß die persönlichen Qualitäten von MitarbeiterInnen für den Klienten genauso 
wichtig sein können wie deren berufliche Qualifikation, wenn es um einen so heiklen Bereich 
wie die persönliche Pflege und Betreuung geht.  

Ein einheitlicher beruflicher Werdegang innerhalb der sozialen Dienste würde es den 
Menschen ermöglichen, ihre Qualifikationen in flexibler Weise aufzubauen und sich auf diese 
Weise besser auf sich ändernde Bedarfsstrukturen innerhalb der Dienste einzustellen. 

Ein umfassend qualifiziertes Personal würde zu einer Qualitätsverbesserung der Dienste 
führen, den Status der in diesen Diensten beschäftigten MitarbeiterInnen verbessern und viele 
der oben beschriebenen personalbezogenen Rekrutierungs- und Fluktuationsprobleme 
beseitigen.  
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8. LISTE MIT EMPFEHLUNGEN 
 
Finanzierung 

Soziale Dienste müssen finanziell so ausgestattet werden, daß sie qualitativ ausreichende 
Leistungen mit ausreichender Reichweite erbringen können, um die einzelstaatlichen und 
europäischen sozialpolitischen Ziele realisieren zu können. 

Systeme für die Finanzierung sozialer Dienste müssen nach dem Umverteilungsverfahren 
konzipiert werden, denn die Menschen, die diese Dienste am dringendsten brauchen, sind 
am wenigsten in der Lage, selbst dafür zu bezahlen. Das über die Lebensarbeitszeit 
verdiente Einkommen von Frauen liegt wesentlich unter den Einkommen von Männern. 
Frauen nutzen aber diese sozialen Dienste im stärkeren Maße als Männer (siehe 3.5.2. 
oben). Andere Personenkreise wie soziale Randgruppen, Personen mit seelischen 
Erkrankungen usw. verfügen im allgemeinen nicht über ausreichende finanzielle Mittel. 
Systeme für die Finanzierung langfristiger Pflege, die z.B. auf individuellen 
Versicherungsleistungen beruhen, sind nicht praktikabel, da der Großteil der mit dem 
höchsten Risiko behafteten Gruppen nicht in der Lage wäre, die geforderten 
Versicherungsprämien zu zahlen.  

Die Finanzierungsregelungen müssen dem Fairneß- und Gerechtigkeitsprinzip folgen, und sie 
müssen für die Nutzer der Dienste transparent und leicht durchschaubar sein. 

Die Dienste müssen finanziell so ausgestattet werden, daß sie zum gewünschten Zeitpunkt 
von denjenigen in Anspruch genommen werden können, die diese Dienste brauchen. 

Die Finanzierung sozialer Dienste muß mit der Finanzierung anderer öffentlicher sozialer 
Leistungen im Bereich Gesundheits- und Sozialwesen integriert werden, um 
Überschneidungen zu vermeiden, eine gemeinsame intelligente Planung zu vereinfachen und 
das Risiko unsinniger Anreize im Zuge möglicher Kostenverlagerungen zu vermeiden.  

Effizienzstrategien, die im Rahmen einer Sozialpartnerschaft von Arbeitgebern, 
Arbeitnehmern und Nutzern sozialer Dienste erarbeitet werden, bieten gute Aussichten auf 
echte Effizienzsteigerungen, die die Gesamtqualität der Dienste nicht untergraben.  

Planung und Koordination 

Die Dienste müssen in enger Konsultation mit den Sozialpartnern und den Nutzern der 
Dienste konzipiert, geplant und durchgeführt werden. Das direkt beteiligte Personal und die 
Klienten sind sozusagen die "Schnittstelle" zwischen Theorie und Praxis, ihnen kommt 
deshalb bei der Planung effizienter Dienste eine entscheidende Rolle zu.  

Ein kommunales Gesundheits- und Sozialwesen muß mit anderen öffentlichen 
Sozialleistungen integriert werden, damit den Nutzern eine nahtlose Betreuung ohne Lücken 
und Überschneidungen zur Verfügung steht.  

Bei der Planung sozialer Dienste ist nach Möglichkeit der Schwerpunkt auf die 
Krisenprävention und nicht auf die "Brandbekämpfung" zu legen. Präventive Dienste wie z.B. 
Haushaltshilfen für ältere Menschen und ihre inoffiziellen BetreuerInnen oder Kinderbetreuung 
für Familien mit Kleinkindern müssen ganzheitlich integriert und geplant werden, damit alle 
öffentlichen sozialen Dienste eine gemeinsame Zielrichtung haben. 

Der Zugang zu diesen Diensten muß für die Benutzer problemlos und einfach möglich sein. 
"One Stop Shops", die "alles aus einer Hand" bieten, sind eine gute Möglichkeit für Menschen, 
ihren Bedarf zu artikulieren und Zugang zu einem integrierten Dienst zu bekommen, ohne 
sich um komplizierte Differenzierungen unterschiedlicher Verwaltungsstellen mit 
unterschiedlichen Kompetenzen und Etats befassen zu müssen. 
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Leistungsdiversifizierung und Aufgabe des Staates 

Die Öffentlichkeit erwartet mit Recht, daß soziale Dienste nach einem hohen und 
gleichbleibenden Qualitätsstandard erbracht werden und so vielen Menschen zur Verfügung 
stehen, daß die sozialpolitischen Ziele erreicht werden. Der Staat hat die Aufgabe, dies 
sicherzustellen. 

Die Sozialpartner und die Vertreter der Nutzer dieser Dienste müssen an der Planung und 
Konzeption sozialer Dienste unmittelbar beteiligt werden - unabhängig davon, wer sie 
erbringt. Die Dienste müssen einer permanenten Kontrolle unterzogen werden und 
Mechanismen für eine effiziente Konsultation zwischen Arbeitgebern, Arbeitnehmern und 
Nutzern beinhalten, damit die politischen Vorgaben erfüllt werden.  

Der Staat muß für die Planung, Auftragsvergabe und Regulierung sozialer Dienste voll 
verantwortlich zeichnen - unabhängig davon, ob diese Dienste direkt vom Öffentlichen Sektor 
oder von anderen Anbietern erbracht werden. Dies erfordert sehr robuste Systeme mit klaren 
Dienstleistungsstandards, Überwachungssystemen und transparenten Regelungen für die 
Rechenschaftspflicht.  

Von freiwilligen HelferInnen ist grundsätzlich nicht zu erwarten, daß sie Fachkräfte ersetzen 
können. 

Beschäftigung in sozialen Diensten 

Die konsequente Einhaltung von Dienstleistungsstandards verlangt gerechte Bezahlung und 
Arbeitsbedingungen für die Menschen, die diese Leistungen erbringen. Dies gilt für alle 
Wirtschaftszweige (siehe 7.1 oben). 

Die sich ändernden Anforderungen an diesen expandierenden Wirtschaftszweig fordern 
insbesondere vor dem Hintergrund eines europaweiten Arbeitsmarktes dringend eine 
Überprüfung der Beschäftigungsbedingungen, der beruflichen Bildung, der 
Qualifizierungsanforderungen und der beruflichen Laufbahnen der in diesem Bereich 
beschäftigten ArbeitnehmerInnen.  

Um das gegenseitige Verständnis zu verbessern und zu einer voll integrierten Betreuung zu 
kommen, ist eine gemeinschaftliche Ausbildung innerhalb Europas für alle Pflegeberufe in 
Erwägung zu ziehen. 

Vor dem Hintergrund der Verpflichtung der EU, die Gleichbehandlung von Frauen und 
Männern am Arbeitsplatz zu fördern, müssen weitere Arbeiten unternommen werden, um den 
Inhalt der Tätigkeiten innerhalb der sozialen Dienste und die damit verbundenen Tätigkeiten 
neu zu bewerten.  

Die Vergütung im Bereich der sozialen Pflege muß harmonisiert werden, so daß 
MitarbeiterInnen vergleichbare Löhne und Arbeitsbedingungen unabhängig davon vorfinden, 
welcher Wirtschaftssektor diese Dienste anbietet. 

Soziale Dienste sind in einem Umfeld zu erbringen, das den Benutzern ein Gefühl der 
Akzeptanz und dem Personal ein Gefühl der Motivation vermittelt. 

Ein einheitlicher beruflicher Werdegang innerhalb der sozialen Dienste würde es den 
Menschen ermöglichen, ihre Qualifikationen in flexibler Weise aufzubauen und  sich auf diese 
Weise besser auf sich ändernde Bedarfsstrukturen innerhalb der Dienste einzustellen. 

Ein umfassend qualifiziertes Personal würde zu einer Qualitätsverbesserung der Dienste 
führen, den Status der in diesen Diensten beschäftigten MitarbeiterInnen verbessern und viele 
der oben beschriebenen personalbezogenen Rekrutierungs- und Fluktuationsprobleme 
beseitigen.  

 Europäischer Gewerkschaftsverband für den Öffentlichen Dienst, 1998 
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